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Für Arbeitsokönom Frank Unger ist die geplante Kindergrundsicherung eine typische Kompromisslösung - mit Luft 

nach oben. 
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Die Kritik an der Kindergrundsicherung reißt nicht ab. Auch die künftige Präsidentin des Bundessozialgerichts 

fordert Änderungen am Gesetzentwurf der Bundesregierung. Arbeitsökonom Frank Unger verschafft Klarheit zum 

Thema - und hat konstruktive Vorschläge. 

 

Wie ist der aktuelle Stand bei der 

Kindergrundsicherung? 
 

Ab dem Jahr 2025 soll die Kindergrundsicherung verschiedene Leistungen für Familien bündeln. Sie soll aus drei 

Teilen bestehen: 

• Einem einkommensunabhängigen Kindergarantiebetrag für alle Kinder und Jugendlichen (Kindergeld), 

• dem einkommensabhängigen und altersgestaffelten Kinderzusatzbetrag 

• sowie den Leistungen für Bildung und Teilhabe. Zuständig für die Kindergrundsicherung soll die 

Familienkasse sein, die dann den Namen „Familienservice“ erhalten soll. 

Die grundsätzliche Idee der Kindergrundsicherung wird weitgehend begrüßt. Jedoch gibt es hinsichtlich der Ideen 

zur Umsetzung auch viel Kritik. Eine Umsetzung Anfang 2025, wie sie aktuell vorgesehen ist, wird immer 

unwahrscheinlicher. Es wird über eine schrittweise Einführung diskutiert. Auch die künftige Präsidentin des 

Bundessozialgerichts, Christine Fuchslos, fordert Änderungen am Gesetzentwurf der Bundesregierung. 

 

Über den Experten Frank Unger 

 
Prof. Dr. Frank Unger ist Experte in Sozial-/Verwaltungsmanagement und Arbeitsökonomie an der Hochschule 

Fulda. Er leitet dort seit 10 Jahren einen Studiengang, spezialisiert auf die Ausbildung von Fallmanagern für 

Jobcenter. Mit über 15 Jahren Erfahrung bei der Bundesagentur für Arbeit und als erfahrener Trainer/Coach, 

fokussiert Unger auf Kommunikation, Führung und Teamarbeit. Er promovierte in Bildungswissenschaften und 

https://www.focus.de/intern/impressum/autoren/frank-unger_id_259625468.html


engagiert sich in Forschung zur Arbeitsmarktintegration. Seine Publikationen, darunter ein Buch über 

Personalführung in der Sozialwirtschaft, bieten wertvolle Einblicke für Führungskräfte. 

 

 

Warum kommt von allen Seiten Kritik? 
 
Bei solch einschneidenden Veränderungen war Kritik erwartbar. Und in einigen Bereichen sind auch die üblichen 

Muster zu erkennen. Eine Seite fordert eine noch deutlich umfangreichere finanzielle Leistung, die direkt den 

Betroffenen zugutekommt – nach dem Motto: Viel hilft viel. Die andere Seite sorgt sich zum Beispiel um Aspekte 

der Gerechtigkeit und Zielgenauigkeit, kritisiert die Finanzierung wie auch fehlende Anreize zur Arbeitsaufnahme 

und möchte mehr „Sachleistungen“. 

Wo sich nahezu alle Experten einig sind, ist, dass die Grundidee, familienpolitische Leistungen 

zusammenzuführen, in die richtige Richtung geht. Wo jedoch auch weitgehend Einigkeit besteht, ist, dass die Art 

und Weise, wie dies geschehen soll, einen erheblichen Bürokratie- und Verwaltungsaufwand mit sich bringt: Die 

geplante Umsetzung in sog. „Familienservices“ stellt einen neuen und aus meiner Sicht unnötigen Aufwand sowie 

eine hohe finanzielle Belastung dar. 

Obwohl es gute Strukturen gibt, die man sicher immer noch besser machen kann, werden ohne große Not neue 

Zentren geschaffen. In Zeiten, in denen so viel im Umschwung ist und der Haushalt ohnehin auf Kante genäht ist, 

ist dies nur schwer nachvollziehbar.  Zudem werden auch die sog. „Mehrfachzuständigkeiten“ nicht behoben. Je 

nach Fallkonstellation ist zu befürchten, dass sich Familien zur Beratung und Antragstellung von Leistungen an bis 

zu fünf verschiedene Stellen wenden müssen. 

So wird es zum Beispiel für Familien im Bürgergeldbezug unverständlicher. Die Kinder sollen aus der finanziellen 

Betreuung der Jobcenter herausgenommen werden, gleichzeitig soll der Unterkunftsanteil für die Kinder, der über 

die Kindergrundsicherungspauschale hinaus geht, wiederum von den Eltern beim Jobcenter geltend gemacht 

werden. Auch sind beim Jobcenter Pauschalen für Mehrbedarf wie für Warmwasser oder kostenaufwändige 

Ernährung zu stellen. 

Es ist zu befürchten, dass dies von vielen Bürgern nicht erkannt wird und die erforderlichen Anträge gar nicht 

gestellt werden.  

 

Weshalb hält die Bundesregierung trotzdem an 

ihrer Idee fest? 
 
Das Kindergrundsicherungsgesetz ist ein typischer politischer Kompromiss. Ein paar Dinge werden angegangen, 

andere nicht. Weshalb die deutliche Kritik in der Sachverständigenanhörung nicht zum Umdenken führt, kann ich 

nicht recht nachvollziehen. Sicherlich haben die Verantwortlichen gute Gründe und es ist auch nicht leicht, alle 

Wünsche in einen umsetzbaren Gesetzentwurf zu packen. Etwas zugespitzt sieht man aber typische menschliche 

Wahrnehmungsverzerrungen. 

Etwas zu überdenken, an was wir fest glauben, wirkt bedrohlich und verunsichernd. So halten wir lieber an 

unserer Meinung fest und wollen so uns selbst, aber auch anderen eine entsprechende Sicherheit geben. Und so 

suchen wir uns die Meinungen, die unserer Idee nahestehen und übersehen schnell weitere sinnvolle 

Möglichkeiten (sog. Bestätigungsfehler und Erwünschtheitsverzerrung). 

 

Kommt das Geld überhaupt bei den Kindern an? 
 
Jedes fünfte Kind in Deutschland gilt als arm, jeder vierte junge Erwachsene zwischen 18 und 25 Jahren als 

armutsgefährdet. Daher haben wir in Deutschland tatsächlich Handlungsbedarf. 

Die Frage, was Familien mit dem Geld machen, wird in der Gesellschaft teilweise kontrovers diskutiert. Eine 

Untersuchung des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (Mannheim) konnte zeigen, dass Kinder von 

staatlichen Geldtransfers wie dem Kindergeld profitieren. Entgegen bestehender Vorurteile werden Familien-

Geldleistungen in der Regel von Eltern nicht zweckentfremdet, sondern z.B. in Wohnraum, bessere Betreuung, 

Bildung oder in die Hobbys der Kinder investiert. 

Somit steigt die Wahrscheinlichkeit, dass ein Kind eher eine Kindertagesbetreuung besucht, zu Hause ein eigene 

Rückzugsmöglichkeiten hat, häufiger zu Sportangeboten oder zur Musikerziehung geht. Zudem reduzieren Eltern 

nicht ihre Arbeitszeit aufgrund solcher Geldleistungen. Die Bedeutung finanzieller Leistungen wird auch durch 

internationale Studien unterstrichen: Ärmere Kinder verpassen eine Reihe wichtiger sozialer Interaktionen, 

insbesondere aufgrund von Geldmangel im Elternhaus. 



Aber auch sozio-ökonomisch sollten wir uns bewusst machen, dass neben dem Bildungsniveau der Eltern, der 

Einstellung zur Kindererziehung und andere elterliche Faktoren mehr Geld in Familien die Entwicklung und das 

Leistungsniveau der Kinder direkt positiv beeinflusst. Eine Erhöhung des Familieneinkommens verringert die 

Unterschiede in den schulischen Ergebnissen erheblich und verbessert das Wohlergehen eines Kindes im 

Allgemeinen. 

 

 

Wie könnte eine sinnvolle Reform aussehen? 
 

Ein wichtiger und richtiger Schritt im Hinblick hinsichtlich der Bekämpfung von Kinderarmut ist sicherlich damit 

getan, dass mit der Kindergrundsicherung mehr Kinder als bislang erreicht werden. Und auch die Idee der 

Bündelung ist gut. 

Nur müssten viel mehr Leistungen (wie z.B. Unterhaltsvorschusses oder BAFöG- und Berufsausbildungsleistungen) 

mit bedacht werden. Zudem kann es nicht sein, dass man die guten und bewährten Strukturen vor Ort in der 

Beratung und Begleitung (im Zusammenhang mit der Kindergrundsicherung) nicht nutzt. Sicher ist, die 

Geldleistung ist wichtig. Und auch eine Erhöhung z.B. des Kindergeldes würde spürbare positive Effekte mit sich 

bringen. Gerade in Zeiten großer Unsicherheit und Kostenexplosionen geraten immer mehr Familien an oder 

sogar über die Grenzen ihrer finanziellen Möglichkeiten. 

Aber man darf nicht vergessen, dass dies erst mit weiteren Angeboten, wie z.B. ausreichende, qualitativ 

hochwertige Bildungs- und Betreuungsangebote (auch an Nachmittagen), entsprechende Wirkung entfaltet und 

dieser Aspekt ebenso wichtig wie Geldleistungen ist. Es geht also nicht nur um die Schaffung einer 

„Auszahlungsstelle“. Es braucht strukturelle Verbesserungen und niederschwellige Erreichbarkeit mit mindestens 

einer Anlaufstelle pro Landkreis, in sog. Flächenlandkreisen eher mehr. Die professionellen Strukturen dazu haben 

wir bereits weitgehend, die jedoch auszubauen sind. 

Bei der Aufgabenvielfalt und dem Personalmangel im öffentlichen Dienst passt es zudem nicht, neue behördliche 

Strukturen zu konzipieren bzw. vorhandene Netzwerke „vor Ort“ damit teilweise aufzugeben. Dadurch wird bereits 

ein Finanzvolumen gebunden, welches wir den Kindern unmittelbar zukommen lassen könnten – in welcher Form 

auch immer. 
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